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(Nr. 7769.) Kirchengeſetz, betreffend die Wahlen der Pfarrer in der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover. Vom 22. Dezember 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, in Ausführung des $. 38. Satz 2. der Kirchenvorſtands- und Synodal⸗ 
Ordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover vom 9. Ok⸗ 
tober 1864. über die Betheiligung der Kirchengemeinden dieſer Kirche bei der Aus- 
wahl ihrer Pfarrer, mit Zuſtimmung der Hannoverſchen Landesſynode, was folgt: 
R ai 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche nach bisherigem Rechte von der Kirchen⸗ 
regierung, vorbehaltlich des Vokationsrechts der Gemeinde, frei beſetzt werden, 
ſoll fortan die Beſetzung ſo erfolgen, daß bei jeder Stelle immer abwechſelnd in 
dem einen Beſetzungsfalle die Kirchengemeinde nach den Beſtimmungen dieſes Ge— 
fees ein Wahlrecht ausübt, und nur in dem anderen die Kirchenxegierung 
frei beſetzt. ö en 


$. 2. 
Bei anderen Pfarrſtellen bleibt die bisherige Ordnung der Beſetzung un⸗ 
geändert. Doch ſoll bei denjenigen unter dieſen Stellen, bei welchen die Be— 
ſchränkung der freien Beſetzung der Kirchenregierung nur in einem (über das 
Vokationsrecht hinausgehenden) Rechte der Kirchengemeinde beruht, die im F. 1. 
beſtimmte Beſetzungsweiſe durch Erklärung des Landeskonſiſtoriums in Kraft 
geſetzt werden, ſobald der Kirchenvorſtand ſolches beantragt und die Mehrheit 


der bisher Wahlberechtigten in ordnungsmäßig zu dem Ende berufener Verſamm⸗ 
lung zuſtimmt. 
3 


Von der Geltung dieſes Geſetzes ſind ausgenommen: 
1) Stellen in Perſonal- und Anſtaltsgemeinden; 
2) Stellen, deren Jahresertrag auf 500 Thaler noch nicht gebracht iſt; 
3) Stellen, mit denen eine General- oder Spezial⸗Superintendentur verbunden 
iſt, ſo lange die Verbindung dauert. 

Im letzten Falle aber ſoll auf dieſelbe Zeit, wenn in der Kirchengemeinde 
eine zweite, von der Kirchenregierung frei zu beſetzende Stelle beſteht, für dieſe 
der Kirchengemeinde das Wahlrecht (F. 1.) in jedem Beſetzungsfalle zuſtehen. 

Jahrgang 1871. (Nr. 7769.) 1 F. 4, 


Ausgegeben zu Berlin den 9. Januar 1871. 


RATTE, ernennen 
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§. 4 


Als Beſetzungsfall gilt jede Anſtellung, welche eine Pfarrſtelle oder ſtän⸗ 
dige Pfarrgehülfenſtelle feſt, wenn auch nur bedingt (Gehülfen mit Hoffnung 
auf Nachfolge) verleiht. 

Auf Anſtellungen anderer Art leidet dies Geſetz keine Anwendung. 


* 
2 


Jeder Beſetzungsfall gilt erſt mit der Einführung des Geiſtlichen in das 


Amt als vollendet. 
$. 5. 

Das durch dies Geſetz gewährte Wahlrecht berechtigt, unter den nachfol- 
genden Beſtimmungen, zu einer Auswahl aus allen Geiſtlichen, welche in der. 
evangelifch-Lutheriichen Kirche der Provinz Hannover im geiſtlichen Amte ſtehen, 
und aus allen vom Landeskonſiſtorium als anſtellungsfähig für ein ſolches Amt 
erkannten Kandidaten, mit der Beſchränkung, daß 

1) auf Pfarrſtellen von mehr als 1200 Thaler Jahresertrag nur ſolche, 
welche das 45. Lebensjahr, 

2) auf Pfarrſtellen von mehr als 1000 Thaler Jahresertrag nur ſolche, 
welche das 40. Lebensjahr, 

3) auf Pfarrſtellen von mehr als 800 Thaler Jahresertrag nur ſolche, 
welche das 35. Lebensjahr zurückgelegt haben, gewählt werden dürfen; 

4) das Landeskonſiſtorium jüngere Jahrgänge der Kandidaten, nach der Zeit 
der Prüfung pro ministerio berechnet, fo lange von der Wählbarkeit 
ausſchließen kann, als aus älteren Jahrgängen mehr als zwanzig an- 
ſtellungsfähige Kandidaten übrig ſind. 

Ueber alle wählbaren Geiſtlichen und Kandidaten ſoll beim Landeskonſiſto⸗ 
rium fortlaufend ein der Einſicht der Kirchenvorſtände offen liegendes Verzeichniß, 
mit Angabe des Lebensalters der Verzeichneten, geführt werden. 


5 $. 6. 

Den Geiſtlichen und Kandidaten iſt jede Bewerbung um Stimmen bei 
der Wahl, bei Strafe der Nichtbeſtätigung ihrer Wahl und, im Falle ſpäterer 
e bei Strafe disziplinariſcher Ahndung bis zur Dienſtentlaſſung, 
verboten. 

Doch it denſelben unbenommen, bei der Kirchenbehörde (nicht beim 
Kirchenvorſtande) ſich für die Stelle bereit zu melden. 

$. 7. 

Tritt ein Beſetzungsfall ein, für welchen der Kirchengemeinde nach dieſem 
Geſetz das Wahlrecht zuſteht, 0 hat, ſobald der Extrag der Stelle feſtgeſtellt iſt 
(F. 15.), die Kirchenregierung dem Kirchenvorſtande mitzutheilen, welche Perſonen 
nach $. 5. für die Stelle überhaupt wählbar find und welche derſelben für die 
Stelle ſich bereit gemeldet haben. 

Nach en mit dem Superintendenten hat darauf der Kirchenvorſtand 
alle zu einer guten Wahl nöthigen Ermittelungen anzuſtellen. Dabei ſteht ihm 


namentlich zu, Deputirte aus ſeiner Mitte zu entſenden, um über ſolche, welche 
vor⸗ 
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vorläufig für die Stelle in Ausſicht genommen werden, an Orten ihrer früheren 


Wirkſamkeit Zuverläſſigeres zu erkunden. 5 
Auch haben dem Kirchenvorſtande zur Förderung ſeiner Aufgabe die 
Kirchenbehörden jede erbetene Unterſtützung innerhalb ihrer Zuſtändigkeit bereit 


willig zu gewähren. 


Der Kirchenregierung bleibt es übrigens vorbehalten, zu den Verhandlun⸗ 
gen — hier, wie bezüglich des F. 11. — an Stelle des Superintendenten oder 
neben demſelben einen beſonderen Bevollmächtigten zu beauftragen, auch dieſen 
he an Superintendenten mit näherer Anweiſung für die Verhandlungen zu 
verſehen. 

$. 8. 


Sind die Vorbereitungen (F. 7.) beendet, fo hat zunächſt der Kirchenvorſtand 


eine Auswahl zu treffen. Dieſelbe erfolgt mittelſt ſchriftlicher Stimmgebung in 


einer unter dem Vorſitze eines Bevollmächtigten der Kirchenregierung abzuhalten⸗ 
den Sitzung des Kirchenvorſtandes, an welcher jedoch Gehülfen eines Pfartgeſ. 
lichen, welche nach beſonderer Anordnung der Kirchenregierung ftatt deſſelben in 
den Kirchenvorſtand eingetreten ſind, und die in Vakanzfällen oder in Fällen 
dauernder Behinderung von der een benannten ſtellvertretenden Geiſt⸗ 
lichen niemals, auch in Kirchengemeinden, in welchen mehrere Pfarrſtellen beſtehen, 
die Inhaber nachfolgender Stellen dann nicht thellzunehmen haben, wenn die Be, 
ſetzung einer vorhergehenden Stelle in Frage ſteht. 


F. 9. | 

Entſcheidet ſich ſodann der Kirchenvorſtand mit Stimmeneinhelligkeit für 
eine Perſon aus der Zahl der nach $. 5. im vorliegenden Falle überhaupt Wähl⸗ 
baren und wird dagegen innerhalb einer vom Kirchenvorſtande vorzufchreibenden 
Friſt nicht wenigſtens von drei wahlberechtigten Kirchengemeindegliedern (vergl. 
$. 11.) beim Kirchenvorſtande Widerſpruch erhoben, fo gilt dieſe Perſon ohne 
Weiteres als für die Stelle erwählt. Trifft der Kirchenvorſtand aber eine ſolche 
einhellige Entſcheidung nicht, oder wird dagegen ſolcher Widerſpruch erhoben, ſo 
hat der Kirchenvorſtand drei geeignete Personen zu benennen, unter welchen die 
een auswählt. i 

ann oder will er drei geeignete Perſonen nicht benennen, ſo iſt hiervon 

dem Landeskonſiſtorium Anzeige zu machen, welches ſolchenfalls berechtigt iſt, 
die Benennung des Kirchenvorſtandes zu ergänzen, beziehungsweiſe zu erſetzen. 
Macht daſſelbe von dieſer Befugniß keinen Gebrauch, ſo hat die Kirchengemeinde 
unter den nach $. 5. im vorliegenden Falle überhaupt Wählbaren freie Auswahl, 
unbeſchadet übrigens der Zuläſſigkeit einer die Wahl nicht beſchränkenden Empfeh⸗ 
lung der einen oder anderen Perſon Seitens der Kirchenregierung oder des 
Kirchenvorſtandes. 8. 10 


Die nach §. 9. Benannten oder Empfohlenen können zur Abhaltung eines 
ſonn⸗ oder feittäglichen „ und einer Katechiſation vor der 
Kirchengemeinde, bevor dieſe wählt, aufgefordert werden, falls der Kirchenvorſtand 
dies für zweckmäßig erachtet. 

(Nr. 7769.) 1* 9. II. 
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nr K. 11. 
Die nach $. 9. von der Kirchengemeinde vorzunehmende Wahl erfolgt 


| he Stimmgebung in einer Verſammlung derſelben, für welche 
5. 1. und §§. 


5 Ber $$. 7. 10. 11. und 12. der Kirchenvorſtands-Ordnung vom 
9. Oktober 1864. ſinngemäß gelten. 
N Der Kirchengemeinde muß bei Abkündigung derſelben eröffnet werden, 
unter welchen Perſonen ſie zu wählen hat. 

Die Wahl wird durch den Superintendenten geleitet. 

Bei der Wahl entſcheidet relative Mehrheit der an der Abſtimmung 
Theilnehmenden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


§. 12. 

Der Namen des Gewählten ($. 9. S. 1. und $. 11.) ſoll an dem der 
Wahl folgenden Sonntage in der Kirche verkündet werden. 

Hat er nicht ſchon nach $. 10. vor der Wahl einen Gottesdienſt vor der 
Gemeinde abgehalten, ſo muß er zunächſt die Aufſtellungspredigt halten; andern⸗ 
falls fällt dieſe weg. g 

Jedes konfirmirte Kirchengemeindeglied, auch wenn daſſelbe ſonſt zu den 
kirchlich Stimmberechtigten nicht gehört, iſt berechtigt, Einwendungen gegen die 
Wahl vorzubringen, wodurch die Einführung des Gewählten bis zur Exledigung 
der Einwendungen verſchoben wird. 

Die Friſt zur Vorbringung ſolcher Einwendungen läuft mit dem Sonntage 


ab, welcher auf die Aufſtellungspredigt — wenn dieſe wegfällt, auf den Sonn⸗ 


tag, an welchem der Name des Gewählten verkündet iſt — folgt. Sie iſt der 
Gemeinde bei Verkündung des Namens des Gewählten kund zu machen. 


8. 13. 

Jede Wahl bedarf der Beſtätigung der Kirchenregierung. 

Zur Entſcheidung über dieſelbe hat nach Ablauf der zur Vorbringung von 
Einwendungen beſtimmten Stift der Kirchenvorſtand unter Begutachtung der 
letzteren bei Vorlegung der Wahlakten Bericht zu erſtatten. 

Die Beſtätigung darf nur verweigert werden, wenn entweder bei der 
Wahl ordnungswidrig verfahren ift (vergl. auch $. 6.), oder der Gewählte für 
unfähig zur ordnungsmäßigen Verſehung des zu beſetzenden Amtes erkannt wird. 

Eine Verſagung der Beſtätigung wegen Unfähigkeit des Gewählten für 
das Amt, vorausgeſetzt, daß derſelbe nach F. 5. zu den überhaupt Wählbaren 
gehört, kann beim Widerſpruche des Kirchenvorſtandes in der Inſtanz des Landes» 
Konſiſtoriums, von dieſem nur unter Mitwirkung des Ausſchuſſes der Landes⸗ 
ſynode, erkannt werden. Die Mitwirkung erfolgt in der im $. 66. Nr. 2. der 

ynodal⸗Ordnung vom 9. Oktober 1864. beſtimmten Weiſe. 


$. 14. 

Haben mehrere Kirchengemeinden denſelben Pfarrer (vereinigte Mutter⸗ 
gemeinden, Mutter- und Tochter-Gemeinden), ſo ſollen bei Anwendung dieſes 
Geſetzes deren Kirchenvorſtände — mit Ausſchluß jedoch der ge - 

ſolcher 


— 
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ſolcher Tochtergemeinden, deren Mitglieder bei der Wahl der Kirchenvorſteher in 

der Muttergemeinde mitberechtigt ſind — als gemeinſchaftlicher Kirchenvorſtand 

$: 43. der Kirchenvorſtands⸗Ordnung vom 9. Oktober 1864.) handeln und die 
irchengemeinden in vereinigter Verſammlung die Wahl vornehmen. 


$. 15. | 

Die Kirchenregierung ſtellt unter Benehmen mit dem Kirchenvorſtande 
jedes Mal vor der Wahl den anzunehmenden Ertrag der Stelle feſt. Dieſe 
Feſtſtellung iſt für die im $. 5. unter 1— 3. vorgeſchriebene Beſchränkung der 
Wählbarkeit maaßgebend. N 

Freie Wohnung oder ein dafür gewährtes Aequivalent bleiben bei dem 
Anſchlage außer Anſatz. Fehlt es daran, fo werden ſtatt deſſen von dem ermit⸗ 
telten Ertrage 10 Prozent abgeſetzt, jedoch nie mehr als 120 Thaler. 


$. 16. 

Die Koſten des Wahlverfahrens ſollen von den Parochial-Kirchenkaſſen, 
ſoweit dieſe dazu ausreichen, und wenn nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte 
ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt von den Kirchengemeinden 
getragen werden. f f a 
Diäten und Reiſekoſten gebühren im Falle nothwendiger Reiſen den Mit⸗ 

gliedern der Kirchenvorſtände (vergl. §. 7. S. 3.) und bei Gaſtpredigten ($. 10.) 
den Geistlichen und Kandidaten nach den im $. 85. der Kirchenvorſtands⸗ und 
Synodal⸗Ordnung vom 9. Oktober 1864. für Mitglieder der Bezirks⸗Synoden 


vorgeſchriebenen Sätzen. 
N. 

Die durch dies Geſetz geordnete neue Beſetzungsweiſe gilt nur für die⸗ 
jenigen Beſetzungsfälle, deren Anfang — Tod oder ſonſtiger Dienſtabgang des 
bisherigen Stellinhabers, endgültige Entſcheidung über Beiordnung eines Gehülfen 
mit Hoffnung der Nachfolge ꝛc. — nach dem Zeitpunkte fällt, mit welchem das 
Geſetz in Kraft tritt. 

Dabei beginnt der im $. 1. vorgeſchriebene Wechſel des Wahlrechts der 
Kirchengemeinde und der freien Beſetzung durch die Kirchenregierung für den⸗ 
jenigen Theil aller in Betracht kommenden Stellen, deren Inhaber an einem mit den 
Buchſtaben A — K einſchließlich beginnenden Orte ihren Wohnſitz haben, mit der 
freien Beſetzung durch die Kirchenregierung, für den übrigen Theil mit der Be⸗ 
ſetzung durch Wahl der Kirchengemeinde. 


$. 18. 

Das Landeskonſiſtorium iſt ermächtigt, das zur Ausführung dieſes Geſetzes 
Erforderliche anzuordnen. 

Demſelben ſteht dabei insbeſondere auch zu, zur Ausübung der den Kirchen. 
gemeinden und ihren Vorſtänden gewährten Befugniſſe angemeſſene Friſten, 
äußerſten Falls unter dem Nachtheile vorzuſchreiben, daß dieſe Befugniſſe für das 
Mal vom Landeskonſiſtorium oder der von demſelben zu bezeichnenden Stelle 
wahrgenommen werden ſollen. 

(Nr. 77697770.) Ur 
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Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 22. Dezember 1870. 


| (I. S.) Wilhelm. 


(Nr. 7770.) Kirchengeſez, betreffend die Verbeſſerung ungenügend dotirter Pfarrſtellen der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. Vom 22. De⸗ 
zember 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen über die Verbeſſerung ungenügend dotirter Pfarrſtellen der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, unter Zuſtimmung der Hannoverſchen 
Landes ſynode, was folgt: 


Eee 
0 g Pfarrſtellen, deren Dienſteinkommen, abgeſehen von freier Wohnung, 
2 weniger als 500 Thaler beträgt, ſollen bis zu dieſem Betrage verbeſſert werden. 


$. 2. 8 
Eine Verbeſſerung bis zum Betrage von 600 Thalern kann, ſofern die 
Mittel ($. 4.) ohne Schwierigkeit zu beſchaffen find, für Pfarrſtellen, welche aus 
beſonderen Gründen einer Erhöhung des Dienſteinkommens über 500 Thaler 
hinaus bedürfen, als namentlich: 
1) für Pfarrſtellen in Städten oder Orten mit ſtädtiſchen Verkehrs- und 
Lebensverhältniſſen, i 
2) für Pfarrſtellen an ſolchen Orten, wo die Preiſe der nothwendigen 
Lebensbedürfniſſe ungewöhnlich hoch ſind, 
3) für Pfarrſtellen an Kirchengemeinden mit mehr als 1500 Seelen, 
4) für Pfarrſtellen, auf denen der Dienſt mit ungewöhnlichen Anſtrengungen 
verbunden tft, f 
von der Kirchenregierung verfügt werden. 


F. 3. 
Dauernd vereinigte Pfarrſtellen gelten bei Anwendung dieſes Geſetzes für 
eine Pfarrſtelle. Auf Pfarrgehülfenſtellen findet daſſelbe keine Anwendung. 
4 


Die Beſchaffung des zur N des Mindeſteinkommens erforderlichen 
Zuſchuſſes, welcher auf Grund des dermaligen Dienſtanſchlages in der Regel ein 
für alle Mal feftgeftellt wird, liegt, vorbehaltlich der etwa kraft beſonderen Rechts- 
titels gegen Dritte zu verfolgenden Anſprüche, der betreffenden Kirchengemeinde 
ob und erfolgt, ſoweit nicht durch Verhandlung mit dem Kirchenvorſtande ander⸗ 
weite Mittel zur Verfügung geſtellt werden, durch Zahlungen der Parochial⸗ 
Kirchenkaſſe, ſoweit dieſe dazu ausreicht, und wenn nicht im Falle der Unzu⸗ 
länglichkeit Dritte ganz oder theilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt durch 
Leiſtungen der Kirchengemeinde. 9 5 


x $. 5. 0 5 

Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen abzugebenden Verfü 
gungen und Entſcheidungen ſtehen den Provinzialkonſiſtorien zu, von welchen 
der Rekurs an das Landeskonſiſtorium geht, ſo jedoch, daß die letztgenannte 
Behörde für Verbeſſerung einer Stelle über 500 Thaler (F. 2.) nur mit Zuftim- 
mung des Ausſchuſſes der Landesſynode entſcheiden kann. 

Ueber das Verhältniß, nach welchem vereinigte Kirchengemeinden zu dem 
Verheſſerungszuſchuſſe beizutragen haben, entſcheiden, wenn eine Vereinbarung 
zwiſchen den betheiligten Kirchenvorſtänden nicht erreicht wird, die Provinzial⸗ 
konſiſtorien nur nach Anhörung des Ausſchuſſes der Bezirksſynode, das Landes⸗ 
konſiſtorium nur nach Anhörung des Ausſchuſſes der Landesſynode. 

§. 6. 

Soweit diejenigen allgemeinen Fonds, welche ausſchließlich oder theilweiſe 
zur Verbeſſerung von Pfarrſtellen beſtimmt find, die Mittel dazu darbieten, ſollen 
aus denſelben zur Ausführung dieſes Geſetzes Beihülfen, namentlich für ſolche 
Gemeinden bewilligt werden, welchen durch Beſchaffung der erforderlichen Zu- 
ſchüſſe eine unverhältnißmäßige Belaſtung erwachſen würde. 

ö $. 7. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 22. Dezember 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Mühler. 


(Nr. 7771.) Allerhöchſter Erlaß vom 14. Dezember 1870., betreffend den Tarif wegen 
anderweitiger Regulirung der Gebühren der Binnenlootſen in dem Hafen 
von Danzig und Neufahrwaſſer. 


D. mit Ihrem Berichte vom 4. Dezember d. J. eingereichten Tarif, nach 
welchem die Gebühren der Binnenlootſen in dem Hafen von Danzig und Neu⸗ 
fahrwaſſer zu erheben ſind, habe Ich genehmigt und ſende Ihnen denſelben hier⸗ 


bei vollzogen zurück. 
Hauptquartier Verſailles, den 14. Dezember 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


(Nr. 77707771) Ta⸗ 


; nach welchem 
die Gebuͤhren der Binnenlootſen in dem Hafen von Danzig und 
Neufahrwaſſer zu erheben ſind. 
Vom 14. Dezember 1870. 


Die Vorſchriften unter IV. 2. des Anhanges I. zu dem Hafengeld⸗Tarif für den 
Hafen von Danzig und Neufahrwaſſer vom 18. Oktober 1838. (Gefeß-Samml. 
S. 517. ff.) kommen vom 1. Januar 1871. ab nicht ferner zur Anwendung. 
Von dieſem Zeitpunkte ab treten an deren Stelle folgende Beſtimmungen: 

An Gebühren für die Hülfsleiſtungen der Binnenlootſen ſind zu 
entrichten: 


a) von Schiffen mit einem Tiefgange bis zu 6 Fuß. . 1 Thlr. 15 Sgr. 
T FFF EN 
c) . 3 . RER BÄE R ESTE 
d) P . . . x sw TAT 5 15 „ 
e) = 5 . = . l 4 — 
f) von Schiffen, welche mehr als 10 Fuß tief gehen, 

außer dem Satze unter e., für jeden Fuß ihres Tief— 


ganges über 10 Muß e 


Bemerkung. 


5 Dieſe Sätze gelten für den Zeitraum von 24 Stunden. Muß ein Lootſe 

ohne ſeine Schuld länger als 24 Stunden auf dem Schiffe verweilen, und 
erreicht oder überſteigt dieſer längere Aufenthalt den Zeitraum von 24 Stunden, 
ſo iſt die Gebühr für jede folgenden 24 Stunden ebenfalls nach den obigen Sätzen 
zu zahlen. Erreicht der längere Aufenthalt einen Zeitraum von 24 Stunden 
nicht, fo hat die Schiffahrts-Polizeibehörde den Betrag der dem Lootſen zu 
gewährenden Entſchädigung beſonders zu beſtimmen. f 
Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 14. Dezember 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Redigirt im Büreau des Staats -Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


